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Gustav Stresemann 1924 über die Sudetendeutschen 

,, Unter den Deutschen, die außerhalb der Grenzen des Reiches in einem fremden 
Staat wohnen müssen, stehen unzweifelhaft an erster Stelle die Sudetendeutschen. 
Nicht nur ihre numerische Stärke, sondern vor allem auch ihre schöpferische Kraft, 
die sich auf allen Gebieten menschlicher Betätigung in überragender Weise entfaltet 
hat, verleiht den Sudetendeutschen eine besondere Bedeutung in der großen 
Volksgemeinschaft. Ihre heiße Sehnsucht, mit den anderen Deutschen zusammen in 
einem gemeinsamen Staatswesen zu leben, hat sich leider nicht erfüllt. Aber ihre Liebe 
und Treue zur deutschen Nation, zu deutscher Kultur und deutscher Sitte hat sich 
bewährt und in hartem Kampfe gestählt. Sie legen täglich Zeugnis dafür ab, indem sie für die Ehre 
und das Ansehen des deutschen Volkes Mann für Mann eintreten. “ (aus: Ernst Nittner, Dokumente zur 
Sudetenfrage, 1967, S.91) 



G. Stresemann 


Fundstücke: 

1. Die Sudetendeutschen haben nach ihrer Vertreibung mehr zum deutschen Wirtschaftswunder beigetragen „als 
irgendein anderer Stamm in Westdeutschland“ (William S. Schlamm, Die Grenzen des Wunders, S. 24). 

2. Als 1936 in der Sudetendeutschen Partei der Kameradschaftsbund mehr und mehr vom Aufbruchkreis zurück¬ 
gedrängt wurde, erkannte Elizabeth Wiskemann darin eine „Palastrevolution weil man „in Berlin der 
Henleinschen Mäßigung überdrüssig sei“ (New Statesman 31.10. 1936). 

3. Wenzel Jaksch forderte seine Landsleute 1965 in Stuttgart dringend auf, in ihren Testamenten ihren Grund 
und Boden einzutragen, um ihr heimatliches Eigentum zu dokumentieren (Witikobrief, 1986/4, S. 9), 

4. „Wer Benesch einmal in den Weg getreten ist, der konnte sich davon überzeugen, daß er die Kombination von 
Politik und Konspiration zu höchster Meisterschaft entwickelt hatte. (Jaksch, Europas Weg nach Potsdam, S. 473). 

5. T.G. Masaryk wurde zwischen 1913 und 1936 neunmal (!) für den Friedensnobelpreis nominiert, jedoch stets 
abgelehnt. Im Jahre 1913 hintertrieb noch Erzherzog Franz Ferdinand die Ehrung (FAZ, 18.12.13). 

8. Joachim Fernau schrieb 1961 den Roman „Rosen für Apoll“. Das Kapitel über den Peloponnesischen Krieg 
leitete er so ein: „Da es Deutschland noch nicht gab, kann man schwer sagen, wer schuld hatte. “(JF.3.1.14) 
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In den Jahren 1936 und 1937: 

Vom Machnik-Erlass zu den „Ausgleichsverhandlungen “ 

Im Vorfeld des Münchner Abkommens 

Nachdem die Sudetendeutsche Partei (SdP) Konrad Henleins bei den Parlamentswahlen im Mai 1935 
bemerkenswert gut abgeschnitten hatte (44 von 200 Parlamentssitzen), glaubte die Regierung in Prag, 
den Druck auf die sudetendeutsche Volksgruppe erhöhen zu müssen. Dies geschah mittels 
verschiedener Erlasse und Gesetze, die allerdings, wie es scheint, mit einer landesweit verbreiteten 
sudetenfeindlichen Stimmung korrespondierten. So hielt es der „Verband der sudetendeutschen 
Selbstverwaltungskörper“ (Vorsitzender Rudolf Lodgeman von Auen) 1936 für klüger, auf seine 
traditionelle Jahresversammlung zu verzichten, da diese als Provokation aufgefasst werden könnte. 
Was das hieß, versteht man erst, wenn man die Bedeutung dieses Verbandes kennt: Er war der 
Zusammenschluss von 2.276 sudetendeutschen Kommunen, deren Tagungen stets von mehr als 1.000 
Delegierten und zahlreicher Prominenz aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft besucht worden 
waren. Diese Zusammenkünfte hatten zwischen 1919 und 1935 vierzehnmal ungestört stattgefunden. 
Der Machnik-Erlaß 

In dieser Stimmungslage sorgte der am 28. Jänner 1936 herausgegebene Machnik-Erlass für zusätz¬ 
liche Aufregung. Er war nach dem tschechischen Verteidigungsminister Franz Machnik (tschechische 
wurde nur deutschen Firmen zugestellt. Diese erfuhren daraus, dass sie künftig 
mit Staatsaufträgen nur rechnen könnten, wenn sich in ihrer Belegschaft 
der nationale Proporz wiederspiegele. Dieser Erlass wäre überflüssig 
gewesen, wenn es nur um die Schwächung der sudetendeutschen Wirtschaft 
gegangen wäre, denn laut Statistik hatten sudetendeutsche Betriebe von 
1933 bis 1935 ohnehin nur 18,1 % der Staatsaufträge erhalten. Der Sinn lag 
aber darin, weitere Tschechen in das deutsche Gebiet zu schleusen. 

Die SdP sah in dem Erlass einen Verstoß gegen den Minderheitenschutz 
gemäß Abschnitt VII, Art. 86 des Versailler Vertrages und reichte am 24. 
April 1936 eine mit größter Sorgfalt ausgearbeitete Beschwerde beim Völ¬ 
kerbund in Genf ein. England wollte der Beschwerde zum Erfolg verhelfen, 
denn dort hatten inzwischen Lloyd George, Harold Nicolson, Hunter Miller 
und andere mit ihren Büchern Zweifel an der Aufrichtigkeit der Tschechen bei den Verhandlungen in 
St. Germain geweckt. Auch war Henleins Auftritt im Chatham House am 9. Dezember 1935 noch in 
guter Erinnerung. Trotz allem blieb aber auch diese Beschwerde wie bereits 24 (!) andere vorher 
erfolglos, weil die CSR unbekümmert erklärte, der beanstandete Erlass sei nie angewandt worden. 

Das Staatsverteidigungsgesetz 

Am 13. Mai 1936, also bald nach dem Machnik-Erlaß, beschloss das Prager Parlament ein sogenann¬ 
tes Staatsverteidigungsgesetz. Es ermächtigte die Regierung, schon in Friedenszeiten Personen als 
staatlich unzuverlässig einzustufen und ihnen gewisse Rechte zu entziehen. Der Rechtsweg war aus¬ 
geschlossen, weshalb man bald von Kabinettsjustiz und Präsidialdiktatur sprach. Geographisch betraf 
das Gesetz nur die 55 grenznahen Bezirke und damit 86 Prozent der Sudetendeutschen. Dort wurden 
Sperrgebiete eingerichtet, Immobilien beschlagnahmt, Fotografier- und Aufenthaltsverbote verhängt. 

Unter Sudetendeutschen nannte man dieses Gesetz schlicht Entnationalisierungs¬ 
gesetz. Da die csl. Verfassung die Einheitlichkeit und Unteilbarkeit des Staats¬ 
gebietes forderte, verstieß es eigentlich auch gegen diese. 

Die Ausgleichsverhandlungen 

Mitte Jänner 1937 schöpften die Sudetendeutschen noch einmal Hoffnung, als die 
deutschen Sozialdemokraten mit Ministerpräsident Hodza, einem Slowaken, 
gewisse Erleichterungen für die Sudetendeutschen aushandelten, denen das csl. 
Parlament am 18. Feber 1937 zustimmte. Vorgesehen waren Verbesserungen bei 
der Zuteilung von Staatsaufträgen, bei der Arbeitsbeschaffung (auch im Staats¬ 
dienst), Ausbau der Jugendfürsorge, im Schulwesen und in der Kultur, Anpassung 
der Sprachrichtlinien in den Ämtern und Spracherleichterungen im Parlament. 



Hodza 


Agrarier) benannt und 



Frantisek Machnik 
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Wenzel Jaksch feierte das Programm auf zahlreichen Parteiversammlungen als Erfolg des Aktivismus, 
insbesondere seiner Partei, und unter den Sudetendeutschen verbreitete sich Euphorie. Sogar die SdP 
Henleins wurde davon erfasst, und es kam zu einer Austrittswelle, bei der nicht weniger als 30.000 (!) 
Mitglieder ihr Parteibuch Zurückgaben (Seiht, Ferdinand, Deutschland und die Tschechen, S.332). 

Bald jedoch trat wieder Ernüchterung ein, denn kein einziges der Versprechen wurde eingelöst. Am 
20. Juni 1937, also vier Monate nach der Bekanntgabe, bat eine Gruppe von Bürgermeistern aus dem 
Raum Olmütz die Regierung, „den Vereinbarungen vom 18.2.1937 erhöhte Aufmerksamkeit zu schen- 
ken“. Aber trotz des mutig eingefügten Wörtchens „erhöht“ tat sich weiter nichts. Abgelehnt wurde 
im Gegenteil ein weiterer Gesetzesentwurf der SdP, der in Anlehnung an den Mährischen Ausgleich 
dem (sudetendeutschen) Volksschutz dienen sollte. 

Das Maß war voll 

Die Ereignisse der Jahre 1936 und 1937 zeigten erneut den absoluten Mangel an tschechischer Ver¬ 
ständigungsbereitschaft. Viele Sudetendeutsche sahen daher keine Alternative mehr zum Anschluss an 
das Reich. Dennoch fehlte diese Forderung am 24.April 1938 immer noch unter den acht Karlsbader 
Punkten, und eine innerstaatliche Lösung wäre noch möglich gewesen. Das umso mehr, als es den 
meisten Anhängern Henleins primär um das wirtschaftliche Überleben ging und nicht um die NS- 
Ideologie, was ja gerade auch die oben erwähnten 30.000 Parteiaustritte gezeigt hatten. Ideologie war 
eher bei den Tschechen im Spiel, die sich ungeachtet der Realitäten die Idee vom homogenen 
Nationalstaat in den Kopf gesetzt hatten. Realitätsleugnung war aber schon immer Merkmal 
ideologischer Verbohrtheit. (F.V.) 


Das Sudetenland als tschechische Kolonie 

Während des Prager Frühlings stellte der tschechische Journalist Vojmir Simonek fest, dass das 
Sudetenland von 1918 bis 1938 auf der Stufe einer ausgebeuteten Kolonie leben musste (Volkszeitung, 
10.5.1968, S. 1). Dieses Urteil regt an, die Geschichte der Sudetendeutschen einmal aus diesem Blick¬ 
winkel zu betrachten. 

Neben dem Sudetenland lebten allerdings auch die Slowakei, die Karpatenukraine und das Hultschiner 
Ländchen in kolonialähnlichen Verhältnissen. Dieser Meinung war jedenfalls General M. R. Stefanik, 
der seine Heimat, die Slowakei, mit einer afrikanischen Kolonie verglich. 

Von den imperialistischen Träumen der Tschechen zeugen 
übrigens auch die von Masaryk inspirierten Kuffner-Karten, 
die den „maßgeblichen Faktoren“ schon 1917 vorgelegt 
worden waren und auf denen sich das tschechische „Kolonial¬ 
reich“ im Westen bis Regensburg und im Norden bis vor die 
Tore Berlins erstreckte. Zu Recht geißelte daher die Kom¬ 
munistische Partei der CSR 1930 auf ihrem VI. Parteitag den 
„Imperialismus der tschechischen Bourgeoisie“. Auch ist es 
interessant, dass ein deutscher Emigrant in Prag (F.W. 

Nielsen) 1939 Chamberlain in einem Offenen Brief vor der 
Befreiung des Sudetenlandes warnte, weil diese den Freiheits¬ 
willen auch der britischen Kolonien beflügeln könnte. Offen¬ 
bar waren ihm Ähnlichkeiten auf gef allen (Nielsen, S. 92)! 

Landnahme 

Bei der Errichtung einer Kolonie wird in der Regel militärischer Zwang ausgeübt. Die militärische 
Besetzung des Sudetenlandes erfolgte von November bis Dezember 1918. Vereinzelt wurde Wider¬ 
stand geleistet. Zu Gefechten mit Toten kam es in Wiesa-Oberleutensdorf (2 Tote), Gastorf bei 
Leitmeritz (2), Brüx (13), Mährisch Trübau (5), Kaplitz (1) und Znaim (1; Quelle: Witikobrief 1973,2, S. 
1). Die Sudetendeutschen waren aber kriegsmüde und vertrauten auf die Anwendung des Selbst¬ 
bestimmungsrechtes bei der Friedenskonferenz. Auch fehlten viele wehrfähige Männer, die Italien den 
Tschechen zuliebe länger als nötig in Kriegsgefangenschaft gehalten hat. 
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Die militärische Landnahme wurde durch eine bürokratische ergänzt. Das Bodenreformgesetz vom 
15.10.1919 ermöglichte, 31 % (=840.000 ha) des deutschen Grundbesitzes zu beschlagnahmen und zu 
94 % an tschechische Neusiedler zu vergeben. Es entstanden überwiegend „Ergänzungswirtschaften“ 
(= Nebenerwerbssiedlungen bis 4 ha), die in einer Zeit der beginnenden Mechanisierung wirtschaftlich 
unsinnig waren (Worliczek, S. 190 ff.). Das Ziel war aber kein wirtschaftliches, sondern ein politisches, 
nämlich die Durchdringung deutschen Siedlungsraumes mit Tschechen. 

Sprache 

In jeder Kolonie wird die Sprache der Kolonialherren zur Amtssprache erhoben. Das geschah im 
Sudetenland am 19.02.1920 mit der Verabschiedung eines Sprachengesetzes. Staatsbeamte mussten 
sich einer Sprachprüfung „auf Abiturniveau“ (Wenzel Jaksch) unterziehen, was 100.000 Sudeten¬ 
deutschen die Stellung kostete. 

Ausbeutung 

Der Kolonialherr duldet „Eingeborene“ nur in untergeordneten, dienenden Stellungen. Das soeben 
erwähnte Sprachengesetz half weitgehend bei der Lösung auch dieses Problems. Zu einer besonderen 
Art der Ausbeutung (im Sinne Simoneks) kam es bei der Bewertung der österreichischen Kriegs¬ 
anleihe. Sie wurde vom Nachfolgestaat CSR nicht anerkannt, jedoch bei der Festsetzung der Vermö¬ 
genssteuer angerechnet! Ungerecht war auch die Gewinn Verlagerung vieler Betriebe nach Prag. 
Während dort am Sitz der Zentralen die Steuern abgeführt wurden, trugen die sudetendeutschen 
Gemeinden die Soziallasten für die bei ihnen ansässigen Werktätigen (Schreitter-Schwarzenfeld, S.88). 
Selbstbestimmung 

Kolonialstatus und Selbstbestimmungsrecht schließen einander aus. Daher hat das tschechische Militär 
die Demonstration vom 4. März 1919 blutig unterdrückt. 54 Frauen, Männer und Kinder fanden dabei 
den Tod. 

Eleganter verfuhr die Bürokratie: Sie untergrub systematisch die kommunale Selbstverwaltung, die der 
letzte den Sudetendeutschen verbliebene Freiraum war. Die Verwaltungsreform vom 1.1.1928 sah vor, 
dass bei den Bezirks- und Landesparlamenten ein Drittel der Abgeordneten und der jeweilige 
Vorsitzende vom Staat ernannt wurden. Diese Konstruktion konnte selbst in einem zu 80 Prozent 
deutschen Bezirk zu einer tschechischen Mehrheit führen! Die Mitarbeit deutscher Abgeordneter war 
auch eingeschränkt, weil die Verhandlungssprache Tschechisch war und jährlich nur vier Sitzungen 
stattfanden. In den Finanzkommissionen der Gemeinden wurde sogar jedes zweite Mitglied „von 
oben“ ernannt. Im Übrigen machte das Dickicht der kommunalen VerwaltungsVorschriften eine 
Vielzahl von kleinen Nadelstichen möglich, die aufzuzählen zu weit führte. Erwähnt sei nur die 
Verstaatlichung der Gemeindepolizei und die notorische Unterfinanzierung der Kommunen aufgrund 
schleppender Arbeit der Finanzämter (Schreitter-Schwarzenfeld, passim). 

Entkolonisierung? 

Beim „normalen“ Kolonialismus trat ein, was F.W.Nielsen (s.o.!) vorhergesagt hatte. Wie aber ging es 
mit den Sudetendeutschen weiter? Nahm die Bevormundung nach dem Anschluss 1938 ein Ende? 
Einen Hinweis gibt Konrad Henlein schon bald danach in seiner Zeitung „Zeit“ mit dem Artikel: „So 
haben wir uns die Befreiung nicht vorgestellt “. Als sein Stellvertreter, Dr. Fritz Köllner, einige 
reichsdeutsche Beamte, die „ alle den Sudetengau als eine Art Kolonie behandelt hätten“, mutig ins 
„Altreich“ zurückschickte, galt er als Separatist und büßte es mit seiner Versetzung auf einen 
geringeren Posten (Geibel, S. 172). Seinen Nachfolger, den Reichsdeutschen Dennevort, bezeichnete 
das Ausland als „Zwingvogt des unzufrieden werdenden Sudetenlandes“ . Henlein wurde derweilen als 
„Puppe “ angesehen, die alle Macht an die „Prussian Nazis “ verloren habe (Geibel, ebda, und 181 f.). 
Endete die Bevormundung wenigstens nach der Vertreibung? Das zu untersuchen, sollte man sich 
lieber versagen! Angemerkt sei nur, dass eine Demokratie in der Lage sein müsste, auch die Rechte 
von Minderheiten zu berücksichtigen. (F.V.) 

Quellen: Geibel , Ralf, Heim ins Reich, München 1999; Nielsen, Frederic Walter (wirklich Fritz Wallensteiner aus Stuttgart)! 
Es begann in Prag, Freiburg 1984; Schreitter-Schwarzenfeld , Die Finanz Wirtschaft der sddt, Gemeinden u. Bezirke 1918 bis 
1938, München 1965; Worliczek, Camillo , Grundlagen, Grundsäze und Kritik der tschechoslowakischen Bodenreform, 1926 


Man muss nicht nur Nachkommen haben, sondern auch Erben! 
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Der Vorsitzende hat das Wort: 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Im November hatte ich Gelegenheit, unseren Bund auf der Landeskulturtagung der SL Hessen vor¬ 
zustellen. Dabei wurde mir klar, wie einfach es ist, die Grundlage unserer Arbeit zu erklären, denn sie 
besteht einfach in der Befolgung des seit über 100 Jahren ausformulierten und 
allgemein gültigen Völkerrechts. Schwieriger ist es dann, jemandem zu erklären, 
warum dieses Recht 1945 nicht auch auf die Vertriebenen angewandt wurde. Auf 
völliges Unverständnis stößt man schließlich, wenn man sagt, dass man als 
Verfechter des Völkerrechts, einschließlich der Menschenrechte, sogar in die 
rechtsradikale Ecke mit Hausverbot, Versammlungsverbot usw. gedrückt werden 
soll! Ist es möglich, dass sich die Koordinaten unseres Rechtssystems verschoben 
haben, ohne dass man es uns gesagt hat? Ist unser Rechtssystem nur ein Potem- 
kinsches Dorf? Und was ist mit den anderen Instanzen wie Moral und Religion? 
Hat es nie eine Marten" sehe Klausel gegeben (siehe in diesem Heft, S. 10)? Gilt 
das Neue Testament, wie es unser Kamerad Hans Slezak in seinem Weihnachts¬ 
brief vorgestellt hat, auch nicht länger (siehe S. 8)? Wir können das nicht glauben und werden uns 
weiter an die überkommenen Maßstäbe halten! 

So „geerdet“, liebe Kameradinnen und Kameraden, sehen wir dem Sudetendeutschen Tag am 7./8. 
Juni in Augsburg mit Zuversicht entgegen. Wir planen wieder einen ansehnlichen Stand, wo wir Euch 
gerne erwarten zum Meinungsaustausch und, wenn möglich, auch zu tätiger Mithilfe! 

Euer Felix Vogt Gruber 


v 


Felix Vogt Gruber 


Basisarbeiter Felix Vogl Umber 



Seinem Ruf, auch ein unermüdlicher Basisarbeiter zu sein, wurde 
Felix Vogt Gruber wieder im vergangenen Oktober gerecht. Gleich 
drei Ausstellungen holte er für den SL-Bezirk Schwaben nach 
Gundelfingen. Im Zentrum standen die Schautafeln über „Die 
Sudetendeutschen - eine Volksgruppe in Europa Sie vermittelten 
etwas von der in 800 Jahren gewachsenen Kultur und dem Brauch¬ 
tum der Sudetendeutschen. Man müsse hart arbeiten, um unser Erbe 
vor dem Vergessenwerden zu bewahren, mahnte Vogt Gruber die 
zahlreichen Gäste beim Ausstellungsauftakt. Voller Anerkennung 
und Sachkunde äußersten sich der stellvertretende Landrat von 
Dillingen und der Bürgermeister von Gundelfingen. Sie lobten das 
wissenschaftliche Niveau und nahmen auch zu aktuellen Fragen 
Stellung. In die Würdigung zogen sie die beiden anderen Aus¬ 
stellungen mit ein. Die eine hatte Prof. Korkisch eingerichtet und 
befasste sich mit „Mozarts Reise nach Prag“, die andere zeigte 
Aquarelle von Gabriele Breit aus dem „Zyklus der Vertreibung“. 
Prof Korkisch, übrigens wie Vogt Witikone, orientierte sich bei 
seinen Ausstellungsobjekten an der Novelle von Eduard Mörike. Die Ausstellungen wurden zwei 
Wochen lang gezeigt und hatte die ungewöhnlich hohe Zahl von 2.000 Besuchern angezogen. F.V. 


Ungewöhnlich gut war die von unseren 
Kam. Vogt Gruber und Prof. Korkisch 
eingerichtete Ausstellung besucht. 


Der Witikobund gedenkt der Toten des 4. März 1919. 

Vor 95 Jahren waren sie die ersten Märtyrer für das 

Selbstbestimmungsrecht unserer Volksgruppe. 

Bitte besuchen Sie die Gedenkfeiern in Ihrer Nähe! 

Der Vorstand 
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Weihnachtsbrief 

des Vorsitzenden des SLrBezirks Oberbayern, Johann Slezak 

Johann Slezak, der auch Stellv. Vorsitzender des Witikobundes ist, hat einen mehrteiligen Weihnachtsbrief an 
seinen Bezirk verfaßt, der hier auszugsweise wiedergegeben wird: 

Ein herzliches „ Grüß Gott “ liebe Landsleute! 

Wieder geht ein Jahr zu Ende, und unsere Reihen haben sich erneut gelichtet. Mit dem Verschwinden 
der Erlebnisgeneration verschwinden auch die unangenehmen Mahner und Zeitzeugen, die das „ noch 
nie so gute Verhältnis“ zwischen Tschechen und Deutschen mit ihren Forderungen stören. Die 
Wirtschaft, beherrscht von Investoren, kann uneingeschränkt Sudetendeutsche Liegenschaften 
erwerben, ohne sich mit den berechtigten Eigentumsforderungen der Vertriebenen befassen zu 
müssen, denn wie sagte schon die Kanzlerin: 

„ Die Bundesregierung wird keine Eigentumsansprüche unterstützen 
Und was sagt die Bayrerische Staatsregierung zum Ausverkauf des Eigentums ihres 

vierten Stammes in der Heimat? 

Nichts! (und das ist auch eine Antwort). 

Wie reagiert der SL-Bundesvorsitzende auf unser berechtigtes Hauptanliegen? 

Wir dürfen die Benesch-Dekrete nicht wie eine Fahne vor uns hertragen . 

Und wie reagierten wir? 

Die guten Nachrichten - Wir haben es geschafft! 

Necas-Besuch und unsere Aktivitäten dazu: 

Unser Schriftverkehr mit dem CR-Ministerpräsidenten mit der Aufforderung, seine Aussage: „Das ist 
ein Thema für Historiker“ zu ändern und aktiv an der Aufarbeitung mitzuwirken, hat ihm die wahre 
Meinung der sudetendeutschen Basis vermittelt. 

Unsere Ankündigung einer Mahnwache vor dem KZ Dachau hat dazu geführt, dass an dem Mahnmal 
auch ein Kranz für die Sudetendeutschen niedergelegt wurde. 

Unsere Spontan-Demos beim Besuch von Necas in München mit dem Transparent 
Die „..Sudetendeutschen - Bayerns vierter Stamm - informieren und mahnen“, 
das für beide Ministerpräsidenten unübersehbar gezeigt wurde, hat gewirkt. 

Fazit: Die bemerkenswert versöhnlichen Worte von Necas und sein Abweichen von seiner 
„Historiker-These“ ist maßgeblich auf das Häuflein der Sudetendeutschen zurückzuführen, die sich 
nicht mit den Ergebnissen der Seehofer-Reise nach Prag zufriedengegeben haben. 

Nominierung Carl von und zu Schwarzenbergs: 

Auf Grund seiner mutigen Worte: „Benesch vor das Kriegsverbrechertribunal! “ haben wir Carl von 
Schwarzenberg für den Karlspreis der SL vorgeschlagen und dafür am ST 2013 Unterschriften 
gesammelt. Außenminister von Schwarzenberg hat uns gedankt, in Anbetracht seines Amtes aber 
empfohlen, die Auszeichnung einem anderen Landsmann zukommen zu lassen. Nachdem von 
Schwarzenberg nicht mehr Außenminister ist, werden wir ihn erneut für diese hohe Ehrung 
vorschlagen. Der Sprecher hat bereits Unterstützung signalisiert. 

Fazit: Wir haben das Richtige zur richtigen Zeit in die Wege geleitet. 

Aktion Sudetendeutsches Museum: 

Unsere ständigen Anfragen in Sachen Sudetendeutsches Museum bei der Staatsregierung haben dazu 
beigetragen, dass das Projekt der Sudetendeutschen Stiftung entzogen und den Behörden des Frei¬ 
staates übertragen wurde. 

Fazit: Stein auf Stein und Schein auf Schein, das Museum wird (hoffentlich) bald fertig sein. 

Sudetendeutsches Haus: 

Unsere Kritik an den Entrümpelungsaktionen und sonstigen Entsudetisierungen des Hauses hatte 
Erfolg. Frau K. hat das Haus verlassen, so dass die berechtigte Hoffnung besteht, dass wieder Ruhe 
einkehrt. Allerdings lassen sich die entsorgten Dokumente nicht zurückholen. 

Fazit: Steter Tropfen höhlt den Stein. 
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Heimatpflege: 

Frau Dr. Zusana Finger ist ein großer Gewinn für die Landsmannschaft. Mit ihren Veranstaltungen 
belebt sie nicht nur das Haus, sondern schafft mit ihren internationalen Kontakten, auch in die CR, 
neue überraschende Verbindungen. Sie wird von Andreas Schmalcz unterstützt, der damit ein 
interessantes Betätigungsfeld gefunden hat. 

Die schlechte Nachricht: Wahlen 

Das Scheitern von Franz Pany bei den Landtagswahlen, trotz prominenter Untertsützung, hat 
natürlich auch unser Gewicht, besonders in Oberbayern, geschwächt. Wir hoffen, dass diese Scharte 
durch den Europakandidaten, Bernd Posselt, bei der Europawahl ausgeglichen wird. 

Schlusswort des Verfassers: 

Liebe Landsleute, haben Sie nicht auch manchmal ein schlechtes Gewissen, wenn Sie die Benesch- 
Dekrete erwähnen oder das immer noch geltende Straffreiheitsgesetz und Ihnen gesagt wird, das sei 
doch alles längst vorbei, ihr habt hier eine neue Heimat gefunden, gebt doch endlich RuhL Wir sollten 
auch ruhig bleiben, als Klaus und Co. uns als Vaterlands Verräter bezeichneten, die froh sein müssten, 
am Leben geblieben zu sein. 

Liebe Landsleute, uns wird auch unchristliches Verhalten vorgeworfen, was uns tief betroffen 
macht. Wir haben deshalb nachgeforscht und sind im Neuen Testament fündig geworden: 

• Matthäus 5.1-7.25 (Bergpredigt): 

Selig sind ' die da hungert und dürstet nach Gerechtigkeit , denn sie sollen satt wer¬ 
den . Wenn wir aufhören zu hungern und zu dürsten nach Gerechtigkeit, so werden wir 
auch nie satt werden, sondern unseren Hunger an unsere Nachkommen weiter-geben Mit 
politischer Fastfood will man unseren Hunger stillen, aber das gelingt nur bei einigen, 
und die Sättigung ist nur vorübergehend, wie die Geschichte beweist. 

• Lukas 18,1 : Schaffe mir Recht gegen meine Widersacher : Der ungerechte Richter 
wollte der klagenden Witwe nicht Recht geben, aber sie gab nicht nach, ihr Recht zu 
fordern und schließlich gab ihr der Richter Recht. 

Das Evangelium zeigt uns deutlich, dass wir nicht müde werden dürfen, unser Recht zu fordern. Ihr 
seid das Salz der Erde, heißt es weiter , wenn nun das Salz nicht mehr salzt , womit soll man salzen? 
Es ist zu nichts mehr nütze, als dass man es wegschüttet und von den Leuten zertreten lässt. 

Wir wollen das Salz in der Landsmannschaft sein und nicht schal und nutzlos werden. Wir sind dabei 
vor allem auf Eure moralische und auch materielle Unterstützung angewiesen. So können wir die 
Benesch-Dekrete und das Straffreistellungsgesetz wie eine Fahne vor uns hertragen, bis die Justiz und 
die Politik in Europa, in Bund und Land endlich begreifen, dass es höchste Zeit ist, uns Recht zu 
verschaffen, weil sie sonst keine Ruhe vor uns bekommen und fürchten müssen, dass wir durch den 
Stimmzettel sprechen. Wir, die wir unabhängig von der Politik sind, werden getreu dem Evangelium 
unser Recht einfordern, ob es gelegen kommt oder nicht, denn das sind wir den Opfern, aber auch den 
kommenden Generationen schuldig. 

In Verbindung mit den besten Wünschen für die Festtage und für 2014 grüßt und dankt 
herzlich Euer BezirksKreis- und Ortsobmann Johann Slezak 


Tag des Selbstbestimmungsrechts - März-Gedenken 

Samstag, 08. März 2014, um 14.30 Uhr, 

Ort: München, Sudetendeutsches Haus, Adalbert~Stifter-Saal 
Der traditionell gemeinsam von der SL-Kreisgruppe München, dem BdV-München und seinen 
Landsmannschaften gestaltete Gedenktag wird diesmal unter dem Motto 

95 Jahre verweigertes Selbstbestimmungsrecht 

_ vom Bundesverband der Sudetendeutschen Landsmannschaft durehgeführt. _ 
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Feierlicher Neujahrssottesdienst des SL-Bezirks Oberbayern 

Göttlicher Schutz für die Volksgruppe 

Der SL-Bezirk Oberbayern mit seinem Obmann Johann Slezak lud am 12. Jänner 2014 zu 
einem Neujahrsgottesdienst in die Kirche St. Michael der Jesuiten ein. Damit sollte die 
Volksgruppe wieder unter den Schutz Gottes gestellt werden. Der Gottesdienst verlief 
besonders feierlich, da er von S.E. Weihbischof em. Gerhard Pieschl mit den Konzelebranten 
Abt. em. Emmeram Kränkl und Msgr. Karl Wuchterl gefeiert wurde. Beteiligt waren der 
Kirchenchor St. Konrad, Haar, Landsmann Thomas Schmid an der großen Orgel und zwölf 

Ministranten. Bezirksobmann Slezak begrüßte 
zahlreiche politische Prominenz, darunter auch 
einen Abgeordneten des Europaparlaments, 
Bernd Posselt. 

Treffendes Jahresmotto 

Im Gedenken an 95 Jahre verweigertes Selbst¬ 
bestimmungsrecht hatte Johann Slezak für die SL 
Oberbayern das Jahresmotto „Herr, schaffe uns 
Recht“ gewählt. Die Priester griffen das auf, und 
Msgr. Karl Wuchterl las die Lukas-Stelle 18.1 von 
der Witwe und dem Richter: „Es war ein Richter in 
einer Stadt, der fürchtete sich nicht vor Gott und 
scheute sich vor keinem Menschen. Es war aber eine 
Witwe in derselben Stadt, die kam zu ihm und 
sprach: Schaffe mir Recht gegen meinen Widersacher! Und er wollte lange nicht. Danach aber dachte 
er bei sich selbst: Wenn ich mich schon vor Gott nicht fürchte noch vor keinem Menschen scheue, will 
ich doch dieser Witwe, weil sie mir so viel Mühe macht, Recht schaffen, damit sie nicht zuletzt komme 
und mir ins Gesicht schlage. “ 

S. Exzellenz Weihbischof Pieschl bezog sich in seiner Predigt auf die Witwe und betonte: „Auch Ihr 
dürft nicht nachlas sen, Eure verletzten Rechte einzufordern, auch wenn es den Regierenden nicht 
passt.“ Er berichtete auch von seiner Audienz bei Papst Johannes Paul II., bei der er sich klar zu seiner 
Heimat, dem Sudetenland, bekannte und so das Geschichtsbild des Papstes vielleicht etwas korrigieren 
konnte. In den Fürbitten wurde aller Opfer von Vertreibung und Gewalt gedacht und die Regierungen 
aufgefordert, endlich dem Beispiel des Richters zu folgen und Recht zu schaffen. Am Ende des 
Gottesdienstes bedankte sich Bezirksobmann Slezak mit bewegter Stimme bei allen Akteuren sowie 
bei den Jesuiten für die Überlassung der Kirche. Nach den Schlussgedanken und dem Schlusssegen 
sangen alle tief bewegt das Lied "Stillen Nacht", bevor Landsmann Schmid auf der großen Orgel 
feierlich den Auszug begleitete. Die Anerkennung der Besucher drückte sich in einem sonst eher 
ungewöhnlichen Kirchenapplaus aus. 

Gesprächsrunden 

Dem Gottesdienst folgte ein Neujahrstreffen mit den Geistlichen, bei dem besonders Bischof Pieschl 
stark gefragt war. Damit war das Programm S. Exzellenz aber noch nicht beendet, denn Johann Slezak 
lud ihn für den folgenden Tag (13.1.) auch zu einem "geistlichen Frühschoppen" ins Lodgmann- 
Zimmer des Sudetendeutschen Hauses ein. Dort wurde der hohe Gast von ihm und Felix Vogt-Gruber, 
beide stellvertretende SL-Landesvorsitzende, herzlich begrüßt. Weihbischof Pieschl schilderte die 
Vertriebenenseelsorge von ihren Anfängen bis heute und gab den Rat: Meldet Euch zu Wort bei der 
Bischofskonferenz und zeigt, dass ihr da seid! Daher sei es auch richtig gewesen, bei den Papst¬ 
besuchen in Brünn und München Flagge zu zeigen. Zum Abschluss sagte er zu Felix Vogt-Gruber 
gewandt: „Wenn Ihr mich in Bayern braucht, stehe ich Euch gerne zur Verfügung.“ 
Bevor S.E. wieder die Heimreise nach Limburg antrat, schaute er kurz in den Büros des Sudeten¬ 
deutschen Hauses vorbei, um die Angestellten der SL zu begrüßen. 
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Sudetenfrage und Völkerrecht 

(Zusammengestellt von F.Volk) 

Im Jahre 1946 verabschiedete die Ackermanngemeinde ein Grundlagenpapier, dessen „1. Leitsatz“ 
wie folgt begann: „ Wir Vertriebenen werden nie das Recht auf unsere Heimat aufgeben. Wir werden 
aber in unsere Heimat nur zurückkehren, wenn die Völker Europas ihre nationalen und sozialen Ge¬ 
gensätze in der höheren Ordnung des Humanen, Sittlichen und Christlichen lösen. “(Nittner, S. 317). 

Diesem ersten Leitsatz folgten noch weitere neun, doch keiner von ihnen enthielt einen Hinweis auf 
das Völkerrecht. Das kann daran liegen, dass der „Werkzeugkasten“ der Völkerrechtler damals noch 
nicht so gut gefüllt war wie heute. Wahrscheinlicher ist aber, dass man spitzfindiges Argumentieren 
angesichts der Ungeheuerlichkeit des Vorgefallenen schlicht für überflüssig hielt. Die Entwicklung hat 
jedoch gezeigt, dass Appelle an Moral und Gewissen nutzlos waren und die Vertriebenen allen Grund 
haben, die rechtliche Seite ihres Problems genau zu beachten: 

Marten"sehe Klausel (1899): 

Im Rahmen der Haager Friedenskonferenz wurde 1899 die nach einem russischen Diplomaten 
benannte Marten" sehe Klausel formuliert. Sie gewann seither nicht nur als Völkergewohnheitsrecht, 
sondern auch als Bestandteil einiger völkerrechtlicher Verträge Anerkennung und lautet: In Fällen, 
die von den geschriebenen Regeln des internationalen Rechts nicht erfasst sind, verbleiben Zivil¬ 
personen und Kombattanten unter dem Schutz und der Herrschaft der Grundsätze des Völkerrechts, 
wie sie sich aus den feststehenden Gebräuchen, aus den Grundsätzen der Menschlichkeit und aus den 
Forderungen des öffentlichen Gewissens ergeben. 

Haager Landkriegsordnung (1907, §§ 43 - 50, bes. § 46): 

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO) verbietet im 3. Abschnitt, §§ 42-53, Kollektivstrafen, Plün¬ 
derungen, Einzug von Privateigentum und Änderungen der bestehenden öffentlichen Ordnung im 
besetzten Gebiet. Die diese Regeln verletzende Kriegspartei ist zu Schadensersatz verpflichtet (Art. 3). 
(Die HLKO war auch im Jahre 1945 anwendbar, wie das Internationale Militärtribunal in Nürnberg 
zeigt, wo sich der französische Anklagevertreter auf sie berief.) 

Vertrag von St. Germain (1919): 

Abschnitt III, Art. 57, des Vertrages von St. Germain verpflichtete die CSR zum Minderheitenschutz 
für die Sudetendeutschen. Das schloss denknotwendig das Vertreibungsverbot mit ein. Aber auch das 
Völkergewohnheitsrecht verbietet, die Verbindung zwischen Bevölkerung und angestammtem 
Siedlungsraum zu zerstören. 

Münchner Abkommen (1938): 

Das Münchner Abkommen war zunächst ein gültiger Vertrag, denn maßgebend ist immer die völker¬ 
rechtliche Auffassung zum Zeitpunkt des Abschlusses. Die „Nichtigkeit“ trat nach Meinung der 
Bundesregierung erst 1974 nach der Ratifizierung des Normalisierungsvertrages ein. Das bedeutet, 
dass die Sudetendeutschen 1945 deutsche Staatsbürger waren, die nur gegen Entschädigung enteignet 
werden durften. 

Atlantik-Charta (12.8.1941): 

Die Unterzeichner der Atlantik-Charta, darunter Polen und die CSR, strebten keine Gebietsverände¬ 
rungen gegen den Willen der betroffenen Völker an. Polen forderte nur die Rückführung deutscher 
Neuankömmlinge. 

Charta der Vereinten Nationen (26.6.1945): 

Im Juni 1945, als die Vertreibung in vollem Gange war (!), bekannten sich die Vereinten Nationen in 
ihrer Charta zur Achtung der Grundrechte und des Selbstbestimmungsrechts der Völker (§§ 1 und 55). 
Potsdamer Protokoll (13.8.1945, Art. XIII): 

Die gewaltsame Vertreibung einer Bevölkerung kann durch nichts verfügt werden, weder durch ein 
Protokoll noch einen Vertrag. Das ergibt sich aus allen bisher abgeschlossenen Verträgen. 

Konvention gegen Völkermord (9.12.1948): 

Die Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes greift 1948 auf eine Resolution 
der Vereinten Nationen vom 11.12.1946 zurück und erklärt (neben anderem) bereits die Auferlegung 
zerstörerischer Lebensbedingungen zum Völkermord. 
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Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (10.12.1948): 

In aller Ausführlichkeit werden die Menschenrechte 1948 in der Allgemeinen Erklärung umschrieben. 
Genfer Konvention IV (12.8.1949): 

Niemand kann auf die durch das Abkommen gewährten Schutzrechte verzichten (Teil I, Art. 8). 

Die Besatzungsmacht darf Teile ihrer eigenen Bevölkerung nicht in das von ihr besetzte Gebiet 
verschleppen oder verschicken (Teil III, Abschn. III, Art. 49). 

UNO-Konvention über die Nichtverjährung (27.11.1968): 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Vertreibung verjähren nicht (Art. 1). 

Wiener Vertragsrechtskonvention (22.5.1969): 

§ 52: Ein Vertrag ist nichtig, wenn er unter Androhung von Gewalt zustande kommt. (Trifft für BRD 
zu, solange Truppen der Sieger im Lande sind und die UN-Feindstaatenklausel nicht aus dem rechts¬ 
verbindlichen Text der UN-Satzung getilgt ist). 

§ 53: Ein Vertrag ist nichtig, wenn er mit einer zwingenden (peremptorischen=aufhebenden) Norm 
des allgemeinen Völkerrechts in Konflikt steht. Dazu gehören das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
das Annexionsverbot und das Verbot der Beraubung und Vertreibung der Bevölkerung in besetzten 
Gebieten. Darunter fallen somit alle Verträge mit Polen und Tschechien nach 1969! 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts (31.7.1973): 

Laut Urteil des BVG vom 31. Juli 1973 besteht das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937 
fort. Auf einem Teil des Reichsgebietes hat die Bundesrepublik einstweilen das Leben der Deutschen 
organisiert. Sie ist aber nicht befugt, vor einem Friedensvertrag Schritte zu unternehmen, die die volle 
Wiedervereinigung erschweren. Fehlerhaft ist an dem Urteil die Fixierung auf den 31.12.1937, denn 
das Münchner Abkommen war auch nach Auffassung der Bundesregierung mindestens bis 1974 ein 
gültiger völkerrechtlicher Vertrag, der die Zugehörigkeit des Sudetenlandes zum Reich festschrieb. 
Schuldzuweisung 

Die Vertreibung von Deutschen kann nicht mit den Vertreibungs¬ 
maßnahmen im Dritten Reich gerechtfertigt werden, denn dem 
Völkerrecht ist der Grundsatz „tu quoque“ (Du auch) unbekannt. 

Schluss: 

Der Internationale Gerichtshof in Den Haag bekannte sich in 
seinem Statut (§ 38, lc) schon 1945 zu den „von den Kultur¬ 
völkern anerkannten allgemeinen Grundsätzen“. Demnach muss 
der Schuldige den zugefügten Schaden beheben. Für die Ver¬ 
triebenen bedeutete das Rückgabe ihres Eigentums, Ersatz für 
entgangenen Gewinn, Aufhebung rechtswidriger Gesetze und 
Dekrete sowie Ausgleich für ideelle Schäden. Verjährung ist ausgeschlossen, soweit es sich um 
Verbrechen gegen die Menschheit und Völkermord handelt. 

Somit liegt im Völkerrecht das Instrumentarium für die Wiedergutmachung des Vertreibungsunrechts 
bereit. Die Gerichte müssen nur zugreifen. Den Worten müssen Taten folgen! 

Hilfsmittel: Nittner, Ernst , Dokumente zur Sudetenfrage 1916-1967; Randeishofer, Albrecht (Hrsg), Völkerrechtliche 
Verträge, dtv-TB, 1994 


11.-4- J 




Internationaler Gerichtshof in Den Haag 


Liechtenstein ohne Fortschritt beim Eigentum 

Die Eigentumsfrage blieb bisher auch im Verhältnis der Tschechischen Republik zum Hause 
Liechtenstein offen. Jetzt kam allerdings eine gemeinsame Historikerkommission zu einer Bestands¬ 
aufnahme, der zufolge in Böhmen neben dem Fürstenhaus weitere 37 Liechtensteiner Bürger Besitz 
verloren haben. Zusammen sind das 90.500 Hektar, von denen 83.000 dem Fürstenhaus zuzurechnen 
sind. Liechtensteins Außenministerin Aurelia Frick weilte zur Entgegennahme des Kommissions¬ 
berichts in Prag und vereinbarte mit ihrem tschechischen Amtskollegen Kohout, mit Hilfe von 
Vorträgen, Ausstellungen und weiteren medialen Mitteln in der Bevölkerung beider Länder das 
gegenseitige Verständnis zu fördern. Die Beneschdekrete hält Frau Frick jedoch nach wie vor für 
völkerrechtswidrig (Quelle: NZZ, 16.1.14). 
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Zu Lasten der Vertriebenen? 

Der Aufnahme Tschechiens und Polens in die EU stimmte die deutsche Bundesregierung auf Grund 
des Frowein-Gutachtens zu. Ein weiteres Gutachten legte der Bonner Universitätsprofessor Dr. Klein 
am 4.4.2005 vor. Dieses verschwand jedoch sofort in den Schubladen des Bundestages. Wer daraus 
zitiert, erhält von diesem ein rigoroses Verbreitungsverbot. Das berichtet eine Vertriebene in einem 
hier vorliegenden Rundschreiben. Man kann 
daher vermuten, dass sich das Klein- 
Gutachten gegen die Aufnahme von 
Vertreiberstaaten in die EU ausgesprochen 
hat. Zum Frowein-Gutachten meint die 
erwähnte Vertriebene aber: „Aus mehreren 
Stellen wird klar, dass die den Vertriebenen 
entzogenen Immobilien und sonstigen Werte 
von Polen als Reparationen des deutschen 
Reiches an Polen angesehen werden. Wäre 
das so, hätten die Vertriebenen mit ihrem 
Privateigentum die (möglicherweise) zu 
zahlenden Reparationen übernommen. Die 
übrige Bevölkerung wäre davon verschont 
geblieben. Das aber wiederspricht Artikel 3 
des Grundgesetzes. “ (Inhalt: Niemand darf 
wegen .... seiner Abstammung.... Heimat oder 
Herkunft... benachteiligt werden). 

Im Übrigen sprechen die Bemühungen des 
deutschen Außenministeriums, den 
Restitutionswillen Osteuropäischer Staaten zu unterbinden, für die Annahme, dass die 
Bundesregierung eine abschließende friedensvertragliche Regelung aus oben-genannten Gründen 
vermeiden will. Aufgabe der Vertriebenen verbände wäre es nun, diesen Mangel an Solidarität zur 
Sprache zu bringen. ( F.V.) 


Staat ist in der Pflicht 


Zu; Zur Eigentumsfrage (Nr. 22) 

Die offene Eigentumsfrage des 
Privatvermögens, das wir in unse¬ 
rer ostdeutschen Heimat 1945 zu¬ 
rück! assen mussten, ist für mich 
als Erbe eines 300-Hektax-Gutes 
in Ostpreußen nach wie vor ein 
Thema. Da bis jetzt keine Bundes-. 
regierung über die offene Eigen- 
tumsfrage mit Polen verhandelt 
hat und es scheinbar auch in Zu¬ 
kunft nicht tun will, weil Polen 
keine weiteren Reparationsforde¬ 
rungen an Deutschland stellt, bin 
ich der Meinung, dass die 
Bundesregierung mit der Ent¬ 
schädigung für 1945 zmückgelas- 
senen Privatvermögen in Vorlage 
treten muss. 


Nach 1945. haben die Landwirte 
in der alten Bundesrepublik ihren 
Besitz behalten dürfen. Landwirte 
in der ehemaligen DDR, die nicht 
enteignet wurden, haben größten¬ 
teils ihr Eigentum zuiückerhalten. 
Die Personengruppe, die wider¬ 
rechtlich von 1945 bis 1949 von 
den Sowjets in der ehemaligen 
SBZ enteignet wurde und aus 
nicht nachvollziehbaren Gründen 
nach der Wende ihren Besitz 
nicht zurückerhalten hat, hat eine 
symbolische Entschädigung er¬ 
halten. Mindestens diese steht 
auch uns zn. Der Lastcnausgleich 
war bekanntlich keine Entschädi¬ 
gung für widerrechtlich enteigne- 
ten Besitz. Rüdiger Rohde, 

Nindorf 


Leserbrief in der Preußischen Allgemeinen Zeitung vom 11.1.14 


Eurokrise und Gottfried Feder 

Das Vertrauen in die Finanzpolitik sinkt unentwegt. Nachdem Manipulationen an Libor und Euribor 
bekannt wurden, gibt es auch Anzeichen für Betrug beim Goldpreis. Wie eine Enteignung wirkt die 
gewollt niedrige Verzinsung der Sparguthaben und verstößt wahrscheinlich sogar gegen die Eigen¬ 
tumsgarantie des Grundgesetzes. Die wichtigste Stelle des KoalitionsVertrages 
zwischen den Unionsparteien und der SPD befindet sich auf Seite 158. Dort 
werden weitere Hilfskredite für die Euro-Rettung in Aussicht gestellt. Der 
Internationale Währungsfonds (IWF) forderte im Herbst 2013 sogar 
„substantielle Repressionen“ (!), und zwar in Form einer Vermögensabgabe von 
zehn Prozent. Die Bundesbank möchte dies auf „die Reichen“ in den defizitären 
Ländern beschränken, weil deren Bürger meist wohlhabender sind als die 
Deutschen (FAZ, 28.1.2014). 

Eine Kuriosität am Rande: Die laufende Entwertung der Sparguthaben bedeutet 
praktisch die Verwirklichung eines Negativzinses, wie ihn Gottfried Feder (1883- 
1941) gefordert hat. Weiß Mario Draghi, dass diese Forderung in Punkt 11 des 
NSDAP-Parteiprogramms vorkommt (Abschaffung des arbeits- und mühelosen Einkommens, 
Brechung der Zinsknechtschaft)? 



G. Feder(1883-1941) 
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Paul Wonka (1953-1988) 


Späte Genugtuung für Paul Wonka , 

(aber mit kleinem Pferdefuß) 

Paul Wonka war ein in der CSSR lebender Deutscher. Er war Antikom- 
munist, der sich schon vor der Wende gegen totalitäre Erscheinungen im 
Staat wandte und die Diskriminierung der Sudetendeutschen anprangerte. 
I ^ j m 1986 versuchte er als unabhängiger Kandidat für das Landesparlament zu 
kandidieren. Das System reagierte brutal. Er wurde dreimal inhaftiert und 
I starb beim dritten Gefängnisaufenthalt 1988 mit nur 35 Jahren. 

Nun wurde der Freiheitskämpfer am Staatsfeiertag, dem 28. 10. 2013, vom 
tschechischen Präsidenten Milos Zeman im Wladislawsaal der Prager Burg 
posthum geehrt. Er erhielt die Medaille für Verdienste um den Staat auf dem 
^ Gebiet Sicherheit des Staates und der Bürger. In der offiziellen Begründung 

wird eingeräumt, dass Paul Wonka im Gefängnis roh behandelt, schikaniert 
und tyrannisiert wurde. 

Die Medaille nahm Georg Wonka, der Bruder Pauls, entgegen. Er war damit 
sehr zufrieden und lobte Zeman. „ Endlich wurde Paul geehrt, was die beiden Vorgänger des Präsi¬ 
denten hätten längst tun können. Ich erachte es als einen Teil der Rehabilitierung, die meinem Bruder 
zuteil geworden ist 

Aus der Presse erfährt man, dass es schon unter den Präsidenten Havel und Klaus Vorschläge für die 
Ehrung gab, die aber aus unbekannten Gründen stets abgelehnt wurden. Irritationen gab es aber auch 
jetzt, denn zusammen mit Wonka wurde ein gewisser Frantisek Cuba ausgezeichnet, dessen 
Verdienste eigentlich so gar nicht zu Paul Wonka passen, denn während Wonka für die Menschen¬ 
rechte kämpfte und starb, setzte Cuba in der Phase der „Normalisierung“ sein bestes Wissen und 
Können für den Aufbau einer riesigen landwirtschaftlichen Genossenschaft ein. 

Georg Wonka will darüber nicht grübeln, sondern sagte: „Hauptsache, dass es ein 
Orden ist. “ Es ist aber schwer, einen unschönen Gedanken aus dem Kopf zu ver¬ 
bannen: Könnte der Präsident mit der ungleichen Paarung vielleicht seinen alten 
Freunden signalisiert haben, dass sein Herz keineswegs nur für den Dissidenten 
Paul Wonka schlägt, sondern eben auch für einen Herrn Cuba, der zweifellos eine 
Stütze der kommunistischen Gesellschaft war? Besonders aufmerksam wird das 
eine Richterin in Trautenau, Frau Dr. iur. Marcela Horvathova, verfolgt haben, 
denn sie war es, die den schon erkrankten Paul Wonka zu seiner dritten Gefängnisstrafe verurteilte, die 
ihm den Tod brachte. Auswirkungen auf die Ausübung ihres Richteramtes hatte das aber nicht. 
(Quelle:„Lidove Novini“, 29. & 30.10.2013) 



Paul Wonka| 


Bestrafung tschechischer Geheimdienstler 

Drei Geheimdienstler, die im Juni 1989 den Dissidenten Petr Placak entführt und brutal 
zusammengeschlagen hatten, wurden jetzt verurteilt. Einer muss für 18 Monate ins Gefängnis, 
während seine beiden Kollegen eine Haftstrafe zur Bewährung erhielten. Die Vorinstanz hatte sie 
wegen angeblicher Verjährung freigesprochen. Offenbar wurde die Tat jetzt als Vergehen gegen die 
Menschheit angesehen, für die es keine Verjährung gibt. 

Wenn man an die unzähligen Vergehen gegen die Menschheit unmittelbar nach dem Krieg denkt, hätte 
die tschechische Justiz allerdings noch auf Jahre zu tun (Quelle: SdZ, 10.1.14). 


*Dad Sudetmpncdimt i&t eia „ *Dea cUcptub oiadice mdu& 

(Horaz, ars p. 191:... ein Knoten, der würdig ist von einem Gott gelöst zu werden) 


Werben Sie ein neues Mitglied oder einen neuen Bezieher des Witikobriefes! 
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Interessantes in Kürze: 

1. An der tschechisch/österreichischen Grenze starben im Kalten Krieg mit 129 Flüchtenden und 600 
Grenzsoldaten mehr Menschen als an der innerdeutschen. Die Grenzer starben entweder im eigenen 
Minengürtel oder wurden irrtümlich erschossen (FAZ, 13.11.2013, S. 6). 

2. Peter Feldmann, Oberbürgermeister von Frankfurt (SPD), warf als junger Abgeordneter dem 
Schuldezernenten von Frankfurt, Bernhard Mihm (CDU), vor, Mitglied des Witikobundes zu sein. 
Mihm war aber nur Mitglied in der Ackermanngemeinde (FAZ, 14.6.1989). 

3. Die Hausner-Stiftung ehrte in einer würdigen Feier Dr. Werner Nowak und Pfr. Wolfgang Stingl. 

4. Günther Beckstein (CSU) scheiterte als Kandidat für den EKD-Vorsitz, obwohl (oder weil?) er die 
Kirche zu mehr Frömmigkeit und zu einer Abkehr von einer „ Theologie der Energiesparlampe “ 
aufrief (FAZ, 16.11.2013). 

5. Oft wird das Eindringen von Anglizismen in die deutsche Sprache beklagt. Es geht aber auch in die 
andere Richtung, wie das Institut für Deutsche Sprache in Mannheim kürzlich hervorhob. Näheres 
zeigt das deutsche Lehnwörterportal über www.ids-mannheim.de . (FAZ, 4.12.2013). Unter allen 
Sprachen enthält die meisten deutschen Lehnwörter das Tschechische. 

6. Im Zweiten Weltkrieg desertierten auf alliierter Seite 50.000 Amerikaner und 100.000 Briten. Das 
war jeder 100. Mann. Die Briten umgaben daher ihre Militärlager oft mit einem dreifachen Ring aus 
Stacheldraht, um die „Abgänge“ zu reduzieren (JF, 29.11.2013, S. 24, dort auch Literaturhinweis!). 

7. Nicht nur NS-Ärzte, sondern auch amerikanische Mediziner führten Humanexperimente durch. 
Zwischen 1945 und 1975 wurden an 23.000 US-Bürgern Strahlenversuche gemacht (JF. 15.11.2013). 

8. Nach dem Abschluss des Münchner Abkommens erklärte das US-Magazin „Time“ Adolf Hitler 
zum „Mann des Jahres“ (man of the year) 1938 (Time 2.1.1939, S. 1). 

9. Seit Jahrhunderten versteht man hierzulande unter Ehe das Zusammenleben von Mann und Frau, 
was auch mit dem 4. Gebot übereinstimmt, wo es heißt: „Du sollst deinen Vater und deine Mutter 
ehren ...“ und nicht: “Du sollst Deine Väter (Mütter) ehren”. 

10. Die letzte Bundesregierung stellte für den „Kampf gegen Rechts“ 24 Mio Euro bereit, die von der 
FDP aus eigenen Mitteln um 1 Mio aufgestockt wurden. 

11. Über die 1.300 Gemälde des Cornelius Gurlitt wurde wegen des Raubkunst-Verdachts viel 
diskutiert. Über die 1945 von der Familie der US-Außenministerin Albright in Prag vereinnahmten 
Gemälde schwieg selbst die Sudetendeutsche Zeitung taktvoll. Jetzt wurde Gurlitt unter Vormund¬ 
schaft gestellt, was nach dem Fall Gustl Mollath Unbehagen hervorruft. 

12. Die grenzüberschreitende oö. Landesausstellung mit dem Motto „Alte Spuren-neue Wege“ wurde 
vom Landesobmann der SL Oberösterreich, Peter Ludwig, scharf kritisiert, da sie das Schicksal der 
Sudetendeutschen in „vorauseilender Anbiederung“ verharmlose (Sudetenpost 16.1.14.). 

13. Der Südtiroler Schützenbund bittet um Spenden für die Sanierung des Andreas-Hofer-Denkmals in 
Meran. Es ist das einzige Hofer-Denkmal im südlichen Tirol. Näheres unter www.schuetzen.com. 

14. Präsident Wladimir Putin geißelte im Dezember den weltweiten Werteverfall. Patrick Buchanan in den 
USA meint, dass Putin durchaus für einen Großteil der Menschheit spreche (JF., 17.1.14, S. 9). 

15. Um Soldatinnen zu schonen, verkürzte die britische Armee die Schrittlänge beim Marsch und die US- 
Marine verzichtet auf die drei Klimmzüge bei der Eignungsprüfung (PAZ, 17.1.14, S. 15). 

16. Deutsche Kriegsgefangene wurden in den USA und England insgeheim abgehört. Die davon vor¬ 
liegenden Protokolle wurden wissenschaftlich ausgewertet, wobei „keine rassistischen oder überhaupt 
ideologischen Beweggründe“ für das Funktionieren der deutschen Wehrmacht gefunden wurden, was der 
von Philipp Reemtsma geförderten Wehrmachtsausstellung widerspricht. 

17. Was bringt die Große Koalition den Vertriebenen? Das Deutsch-Tschechischen Gesprächsforum und 
der Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds werden über 2017 hinaus gefördert. Die deutsche Außenpolitik 
mit Frank W. Steinmeier an der Spitze dürfte mehr Verständnis für Russland aufbringen (PAZ 11.1.14) 

18. Das Bundesministerium des Inneren (BMI) unterstützt die deutschen Minderheiten in Osteuropa mit 
jährlich mehr als 20 Mio €. Die 19.000 Deutschen in der CR erhalten 0,8 Mio € (Spiegel, 8.11.13). 

19. Die Briten lehnten 1939 die Aufnahme deutscher Emigranten ab, wenn sie über die CSR kamen und 
dort mit den Tschechen zusammengearbeitet hatten (Nielsen, Es begann in Prag, S. 99). 

20. Um viel Geld geht es in Prag bei der Kirchen-Restitution und in der Slowakei, wo jetzt die Erben des 
Bata-Konzerns mit rund einer Milliarde Euro entschädigt werden möchten (Prager Zeitung, 29.1.2014). 
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Rede unseres Vorsitzenden bei der Landeskulturtagung der 

SL-Hessen in Schlüchtern am 9. November 2013 


Die SL Hessen lädt einmal im Jahr zur Landeskulturtagung ein. Landeskulturwart Markus Harzer begann im Vorjahr eine 
Vortragsreihe über die drei sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften. Den Anfang machte die Seligergemeinde, 2013 
war der Witikobund am Zuge. Aus Bayern war der Vorsitzende des Witikobundes, Felix Vogt Gruber, angereist, um unseren 
Bund vorzustellen. Mit ihm hatten sich auch mehrere Witikoninnen und Witikonen eingefunden, darunter der Geschäfts¬ 
führer, der am Rande der Veranstaltung mehreren Bildtafeln zu Franz Metzner, dem sudetendeutschen Bildhauer des 
Völkerschlachtdenkmals, zeigte. Den Vortrag unseres Vorsitzenden drucken wir im Folgenden ab: 

Liebe Landsleute und Freunde der Landsmannschaft! 

Zunächst bedanke ich mich für die Einladung, der ich gerne gefolgt bin, weil es wichtig ist, das 
Sudetenproblem in ständigem Fluss zu halten. Das ist heute, wie die Dinge liegen, wichtiger denn je. 
Denn das, was in Zukunft die größte Gefahr bilden könnte, ist nicht nur die jetzige Bundespolitik, 

nein, auch unsere eigene Heimatpolitik bringt uns an den Rand 
des Musealen und des Vergessens. Ein weiteres Verschweigen 
auf unser Recht nach Paragraph 3 der SL-Satzung, nämlich das 
Recht auf Heimat und Eigentum, ist, nach unserer Ansicht, 
töricht und vor allem nicht vorausschauend. Es würde weder den 
Tschechen noch den Sudetendeutschen einen wahrhaften Weg 
zur Versöhnung ermöglichen. 

Freundschaft gründet auf Wahrheit und Ehrlichkeit und das muss 

auf gleicher Augenhöhe bereinigt werden. Tschechen haben das 

Problem der Rechtsunsicherheit, vor allem in den Randgebieten, 

denn immerhin hat das deutsche Innenministerium schriftlich 

bestätigt, dass wir vollkommen im Recht sind, seine Umsetzung 

aber aus Gründen der Deutsch-tschechischen Freundschaft nicht 

möglich ist. 



Im Bild: Rathaus von Schlüchtern 
Der Luftkurort liegt im Main-Kinzigkreis 
zwischen Frankfurt und Fulda und kann als 
Geburtsort Ulrich von Huttens auf eine lange 
Geschichte zurückblicken. 


Der Witikobund 

Sie wollen heute von mir aber auch etwas über das geschichtliche Profil des Witikobundes erfahren. 
Um hier einzusteigen, ist Schlüchtern kein schlechter Ort, denn wenn 2013 ein Witikone aus Bayern 
nach Osthessen kommt, möchte er am liebsten gleich weiterfahren bis zum Hohen Meißner in 
Nordhessen, wo vor wenigen Wochen die Jugendbewegten Deutschlands zusammenkamen, um an das 
erste Jugendtreffen vor 100 Jahren zu erinnern. Der Grund: Zur Ahnenreihe des Witikobundes 
gehören auch der Sudetendeutsche Wandervogel und die hündische Jugend. Dem Witikobund geht es 
damit genauso wie den beiden anderen sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften. Wie diese, hat 
auch er seine historischen Wurzeln in der früheren Heimat. 

Die Wurzeln in der früheren Heimat. 

Beim Witikobund kommt zu dem Wandervogel-Bezug noch die sehr starke Verbindung zum 
sudetendeutschen Turnertum hinzu. Von letzterem ist heute bei den Witikonen altersbedingt nichts 
mehr vorhanden. Früher lagen jedoch dem Witikobrief die Ausschreibungen zu den großen 
Turnertreffen bei, weil viele Turner eben auch Witikonen waren. 

Auch vom Bezug zur Jugendbewegung findet man in unseren Reihen heute nur noch geringe Spuren. 
Lange Zeit war es noch üblich, dass sich frühere Wandervögel oder Angehörige der hündischen 
Jugend zu gemeinsamen Wochenenden trafen. Ein Treffpunkt war beispielsweise die Jugendherberge 
hier in der Nähe im hessischen Städtchen Schlitz. Das ist eingeschlafen. Die letzte Wandervogel-Spur 
ist wahrnehmbar, wenn zu Beginn eines Witiko-Treffens ein Wanderlied angestimmt wird. Dabei 
beschämen die älteren Semester uns Jüngere meist mit erstaunlicher Textsicherheit. Wir Jüngeren 
benötigen meist ein Faltblatt zum Ablesen des Textes, wenn wir mitsingen wollen. 

Der Kameradschaftsbund 


Hinter der Verbindung zur sudetendeutschen Jugendbewegung verbirgt sich allerdings auch das 
Problem des Kameradschaftsbundes. Dieser ging 1925 aus einer „Älteren-Gemeinschaft“ der 
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hündischen Jugend hervor und interessierte sich auch für gesellschaftliche Fragen. Das war ja auch der 
Unterschied zwischen der hündischen Jugend der Zwischenkriegszeit und dem Wandervogel von vor 
1914, also von vor dem Ersten Weltkrieg. Ihm genügten nicht mehr das romantische Naturerlebnis und 
große Wanderfahrten, sondern er wollte sich in das öffentliche Leben einbringen. 

Nun zurück zum Kameradschaftsbund (KB). Der KB war unleugbar das Reservoir, aus der Henlein 
gleich nach der Parteigründung seine engsten Mitarbeiter holte. Zu nennen sind Dr. Brand, Dr. 
Sebekovsky, Dr. Köllner, Heinz Rutha und viele andere mehr. 

Bevor letzt aber überall die Alarmglocken läuten, muss klargestellt werden, dass die Ziele des 
Kameradschaftsbundes absolut unvereinbar waren mit denen des NS. 

Der KB wünschte die Autonomielösung und folgte dem Staatsmodell Othmar Spanns, das einen 
katholisch geprägten Ständestaat vorsah. 

Der Hauptvorwurf der Nationalsozialisten gegen den KB lautete denn auch, er wolle die 
Sudetendeutschen vom deutschen Volkskörper abtrennen und verschweizern. Dieser Vorwurf kam vor 
allem aus Berlin und wurde aufgegriffen vom sog. Aufbruch-Kreis um Karl Hermann Frank. 

Die Vertreter des KB wurden in der Sudetendeutschen Partei bald an den Rand gedrängt, und für die 
meisten endete das Politikerdasein 1938/1939 in einem Gefängnis in Dresden. Dr. Walter Becher 
schrieb, dass ganze Hundertschaften ehemaliger Kameradschaftsbündler so endeten, darunter auch er 
selbst und vor allem Dr. Brand, der bis 1945, also sechs Jahre lang, im KZ blieb. Wer nicht inhaftiert 
wurde, der wurde per Einberufungsbefehl an die Front geschickt. So wurden 1940 Dr. Köllner und 
Dr. Wilhelm Sebekovsky „entsorgt“, wobei letzterer sogar als Regierungspräsident in Karlsbad 
einberufen wurde. Auch Othmar Spann wanderte bei den Nazis 1938 sofort ins KZ, wo er durch Folter 
schwere gesundheitliche Schäden davontrug. 

Nach der Apokalypse, also nach der Vertreibung 

Die Ackermanngemeinde hatte sich schon 1946 gegründet, und ihr folgte die Seligergemeinde 1950. 
Dazwischen lagen die ersten Anfänge des Witikobundes. Ende 1947 traf man sich zum ersten Male in 
Waldkraiburg. Die Grundidee war wieder die Schaffung einer überparteilichen Gruppe, die sich frei 
vom Parteienhader gegen den Missbrauch von Macht wenden und der Sudetendeutschen Volksgruppe 
als Ganzem dienen wollte. Es gelang, gottlob, die einstigen Kontrahenten, also auch die Aufbruch- 
Leute, für dieses Ziel zu gewinnen. Walter Becher schreibt in seinen Memoiren: „ Der Bund, der 
daraus entstand, erschien vielen wie ein Wunder, führte er doch Gruppen zusammen, die sich in der 
Spätentwicklung der Sudetendeutschen Partei zum Teil bis aufs Messer bekämpft hatten. “ 

Eine etwas festere Form nahm die Gemeinschaft am 1.10.1950 in Stuttgart an. Man war aber immer 
noch kein eingetragener Verein. Das kam dann 1958 hinzu. 1950 war aber das Jahr, in dem der 
Witikobund seinen Namen erhielt. Den Vorschlag machte Dr. Becher, der Parallelen zu Stifters 
Gestalt Witiko erkannt hatte. 

Wie bei diesem verläuft auch für den Witikobund im Konfliktfall die Bruchlinie nie entlang der 
nationalen Unterschiede, sondern immer nur dort, wo Recht und Moral verletzt werden. 

Bei Stifter fanden die Ur-Witikonen des Jahres 1950 auch das „Sanfte Gesetz 46 , das den im 
Kleinen organisch und behutsam wachsenden Vorgängen eine größere Bedeutung zumisst, als 
spektakulären und revolutionären Umstürzen. 

Während der Gründungsphase von 1950 beteiligte sich der WB schon zusammen mit der Seliger- und 
der Ackermanngemeinde an der Ausarbeitung der Eichstätter Erklärung. Überhaupt arbeiteten die drei 
Gesinnungsgemeinschaften lange Jahre eng zusammen. Es sei nur daran erinnert, dass Dr. Becher, 
Almar Reitzner und Hans Schütz schon 1947 gemeinsam die „Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung 
sudetendeutscher Interessen“ ins Leben gerufen hatten. 

1950 zog man im Bundestag an einem Strang und erreichte die „Obhutserklärung“ für die 
sudetendeutsche Volksgruppe. 

1960 betonte Wenzel Jaksch in einem Grußwort an die Jahresversammlung des WB: „Über die 
Bedeutung der Gesinnungsgemeinschaften sind wir uns wohl einig. Es ist mir aber ein Bedürfnis 
hinzuzufügen, dass der WB im Dreiklang der Sudetendeutschen Gesinnungsgemeinschaften 
unentbehrlich ist.... “ 

Zu diesem Zeitpunkt hatte der WB bereits die Mitgliederzahl von 600 überschritten. Man warf dem 
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WB vor, alle anderen Organisationen zu unterwandern. Das stimmte natürlich nicht. Wenn dieser 
Eindruck entstand, lag das an der besonderen Motivation und Qualifikation seiner Mitglieder. Im WB 
hatte sich das gehobene Bürgertum versammelt. Die Zahl der Ärzte, Rechtsanwälte und Ingenieure 
lag erkennbar über dem Bevölkerungsdurchschnitt. Das brachte es mit sich, dass eine ganze Reihe von 
Witikonen in der Regierungsbürokratie tätig war, zumal der BHE in den frühen Jahren der 
Bundesrepublik mitunter Regierungspartei war und Ministerposten besetzte. Von einer 
Unterwanderung kann dabei aber keine Rede sein. 

Die Arbeit des WB 

Inhaltlich beschäftigte sich der WB von Anfang an mit der Abwehr von Propagandalügen der 
verschiedensten Herkunft. So wandte er sich 1958 gegen das bekannte Münchener IfZ (Institut für 
Zeitgeschichte), das dem Bayrischen Kultusministerium empfohlen hatte, das Buch von Boris 
Celovsky über das Münchner Abkommen zur Grundlage des Geschichtsunterrichts zu machen. 1959 
zerpflückte er den von Chruschtschow vorgelegten Friedensplan. Die Programmatik des WB wurde 
den Problemen des Kalten Krieges überhaupt besser gerecht als die der beiden anderen Gesinnungs¬ 
gemeinschaften, weshalb er sicherlich auch eine größere Zahl von Menschen ansprach. 

Einschneidend in doppelter Hinsicht war 1973 die neue Ostpolitik Willy Brandts. Einmal neigte der 
Witikobund eher zur Ansicht Gerald Fords, des späteren US-Präsidenten, der meinte, Brandt hätte 
etwas weggegeben, was er nicht weggeben musste und wofür er nichts bekommen werde. 

Zum anderen begann damals die Polarisierung unter den Gesinnungsgemeinschaften. Die 
Seligergemeinde griff in falsch verstandener Solidarität mit der SPD den WB und damit auch die SL 
an, denn deren Sprecher war der Witikone Dr. W. Becher. 

Der Kontakt zur SL-Spitze, sprich zu Franz Neubauer, war noch 1994 eng und vertrauensvoll. So 
formulierte dieser mit dem Vorsitzenden des Witikobundes und dessen beiden Stellvertretern 
zusammen eine Heimatpolitische Resolution, die von der Bundesversammlung der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft einstimmig angenommen wurde. Die Kernsätze daraus möchte ich zitieren, damit 
das heimatpolitische Profil des WB deutlich wird: 

Punkt 4 lautet: Den Sudetendeutschen muss als Bestandteil des Selbstbestimmungsrechtes das Recht 
auf die Heimat und das Recht auf Rückkehr in die Heimat zuerkannt werden. 

Punkt 5: Das konfiszierte Eigentum muss zurückgegeben werden, ggf. sind Entschädigungslösungen 
zu finden. 

Diese Sätze stehen in Übereinstimmung mit der SL-Satzung und sprechen nur Selbstverständlich¬ 
keiten aus. 

Weitere Aktionen heute: 

Sie, hebe Zuhörer, wollen aber auch wissen, was wir heute konkret tun. Hier ein Querschnitt: 

Schon im September 2012 entsandten wir eine Delegation nach Brüssel als Beobachter im Petitions¬ 
ausschuss der EU, wo zwei ungarische Staatsbürger gegen die Benesch-Dekrete vorgingen. Leider hat 
sich dort niemand von der SL blicken lassen. Eigene Petitionen reichten Mitglieder von uns im Namen 
der Bezirke Oberbayern und Bayrisch Schwaben ebenfalls in Brüssel ein, die zumindest die 
Anfangshürden bereits genommen haben. Eines unserer Mitglieder unternimmt juristische Schritte 
gegen die Diskriminierung Sudetendeutscher bei Rehabilitationsverfahren in Tschechien. 

Anlässlich des Necas-Besuches 2013 veranstalteten wir eine Mahnwache in München. Unserem 
Bohren war es auch zu verdanken, dass Necas in Dachau auch einen Kranz für die sudetendeutschen 
Opfer niederlegte. 

Am Sudetendeutschen Tag in Augsburg organisierten wir in Halle 7 eine „Gasse der Wahrheit“, in 
der auch uns nahestehende Gruppen ihre Stände hatten. 

Das Rückgrat unserer Öffentlichkeitsarbeit ist der Witikobrief. Er erscheint viermal im Jahr und kann 
für 16 Euro im Jahresabonnement bezogen werden. Blätter wie er sind unverzichtbar, weil er 
unzensiert die Finger in die offenen Wunden legt. Unsere Ziele haben wir noch einmal in der 
Brannenburger Erklärung vom Jänner 2013 Umrissen. 

Der Witikobund unterhält eine Homepage, auch in Tschechisch, und zählt auf Facebook mehrere 
hundert Freunde. 
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In Westböhmen verfolgen wir mit anderen ein Pilotprojekt mit deutsch-tschechischen Landschafts¬ 
gärtnern zur Rekonstruktion verfallener Landschaften. 

Schon eingangs habe ich gesagt, dass die drei Gesinnungsgemeinschaften wie Teile eines Triptychons 
unserer Volksgruppe angesehen werden können, über das sich die SL als überparteiliches, nur dem 
Recht und der Wahrheit verpflichtetes Gewölbe ausbreitet. 

Wir wollen mit allen Gemeinschaften Zusammenarbeiten, wir bieten ihnen an, gemeinsam für unsere 
Volksgruppe und gegen jegliche Vertreibung vorzugehen. Es sind zur Stunde 44 Millionen Menschen 
auf der Flucht oder in Vertreibung. Und wenn wir keine klaren Grenzen und das Einhalten der 
Menschenrechte fordern, ja, wer soll es dann tun? Daher kritisieren wir auch die EU. Sie wurde im 
Kampf gegen die weltweite Vertreibung unglaubwürdig, weil sie die CR ohne vorherigen Beseitigung 
der Altlasten aufnahm. 

Oft hat der Witikobund intern diskutiert, was eigentlich seine Aufgabe sei. Seit die SL in großen 
Teilen keine klare Kontur mehr abgibt, ist diese Frage beantwortet: Aufgabe und Pflicht jedes 
Witikonen ist es, Recht und Wahrheit der Volksgruppe gegen alle Anfeindungen und Intrigen zu 
verteidigen. Sie fordern die Einhaltung des Völkerrechts und der Menschenrechte, auch wenn es 
anderen nicht gefällt. 

Sie tun das auch in einem übergeordneten Interesse, und das sollte man sich gut merken: 

Indem sie Recht und Wahrheit in ihrem kleinen Bereich verteidigen, kämpfen sie auch gegen die 
allgemeine Verluderung des Rechts an, an deren Ende so unschöne Sachen wie der Bruch des 
Lissabon-Vertrages oder die willkürliche Tötung von Menschen aus der Luft durch Drohnen stehen. 
Wir Witikonen werden auch in Zukunft, nach unseren Möglichkeiten die Rechte unserer Volkgruppe 
vertreten. Danke! 


Kommt das Transatlantische Freihandelsabkommen? 

Auf dem Fahrplan der Politik steht zur Zeit das Transatlantische Freihandels- und Investitions¬ 
abkommen zwischen den USA und der EU ganz oben. Aber Vorsicht! Viele unserer Standards im 
Verbraucherschutz, im Lebensmittelrecht oder auf sozialem Gebiet könnten dabei ausgehebelt 
werden. Davor warnen sogar objektiv denkende us-amerikanische Politiker. Am bedenklichsten 
erscheinen aber die geplanten "Investor State"-Klagen gegen Staaten wegen entgangener Gewinne und 
bei Streitigkeiten zwischen Konzernen. Diese sollen künftig nicht vor ordentlichen Gerichten, sondern 
vor deren eigenen Schiedsgerichten geschlichtet werden und drohen so unser Rechtssystem zu 
unterlaufen. Dazu fürchtet die Dritte Welt, vom Markt der Industriestaaten ausgeschlossen zu werden. 
Auch könnte man fragen, ob ein Vertragspartner, der hemmungslos Spionage treibt und nicht einmal 
vor dem Handy der Kanzlerin Halt macht, für ein so bedeutendes Abkommen vertrauenswürdig genug 
ist! Am 21.1.2014 gab die EU dem Druck der Verbraucherverbände und Globalisierungsgegner 
teilweise nach und setzte die Verhandlungen auf einigen Gebieten aus. 


Bitte vormerken! 

Sudetendeutscher Tag in Augsburg am 8J9. Juni 2014 

Besuchen Sie uns am Stand des Witikobundes! 


TVan, St■ 'Hiantin ein Ain6&il 'Hein, denn en, teilte ieinen eigenen 'Hiantell 
(Harald Schmidt, Sky, 6.11.13) 
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Sudetendeutsches Museum kommt erst 2018! 

Entgegen der von Lm. Slezak im Weihnachtsbrief ausgesprochenen Hoffnung kommt das Sudeten¬ 
deutsche Museum doch erst 2018. Das berichtete kürzlich der Münchner Merkur. Bis zuletzt war die 
Eröffnung des von der Sudetendeutschen Stiftung angeregten und von Freistaat und Bund finanzierten 
Projekts für 2015 geplant gewesen. 

Die neue bayerische Sozialministerin Emilia Müller (CSU) sagte zwar, die Errichtung des Museums 
sei ein "zentrales Projekt bayerischer Vertriebenenpolitik. Es ist ein Leuchtturmprojekt." Dennoch ist 
die Enttäuschung der Sudetendeutschen beträchtlich. 

Der Stiftungs-Vorsitzende Franz Pany erklärte: "Der Zeitplan ist nicht mehr einzuhalten". Die 
bayerische Staatsregierung übernahm 2013 die Bauherrschaft und stellte 20 Millionen für das Museum 
zur Verfügung, der Bund steuert 10 Millionen Euro bei. Bis die Fläche neben dem Sudetendeutschen 
Haus an der Hochstraße im Stadtteil Haidhausen an den Freistaat übertragen ist, wird es aber noch 
dauern. In acht Wochen sollen die Verträge fertig sein, kündigte Pany an. Danach wird ein 
Architektenwettbewerb ausgeschrieben. Auf 1200 Quadratmetern soll ab 2018 unter anderem eine 
Dauerausstellung mit den drei Abteilungen "Heimat!"(zur Geschichte und Kultur der böhmischen 
Länder), "Verlust - Ende der Selbstverständlichkeiten" (zu Nationalsozialismus und Flucht und 
Vertreibung) sowie "Heimat?" (zur Geschichte der Sudetendeutschen nach 1945) entstehen. 


Wieder etwas vom Sjwrt 

Zusammengestellt von F.Volk 

Erfolgreiche Sportler mit sudetendeutschen Wurzeln 

Wie nachfolgende Aufstellung zeigt, gab es unter den Sudetendeutschen auch genügend sportliche Talente. 
Vielfach erleichterten sportliche Erfolge die Eingliederung in die neue Umgebung. 

Egerland: 

Zieditz , Krs. Falkenau: Kühnhackl. Erich, Eishockey, 1980: 500 Spiele, 500 Tore 
Kolli ken , Krs. Mies: Klick, Josef, Leichtathletik, Landes- & Dt. Meisterschaften, vor allem Wurf 
Chotieschau , Krs. Mies: Volk, Friedebert, Leichtathletik, Landes- & Dt. Studentenmeisterschaften 
Oschelin , Kreis Mies (Eltern): Wagner, Alwin, Leichtathletik, Olympiasechster Diskus 
Goßmauh Krs. Tepl (Vater): Hanika, Sylvia, Tennis, 

Marienbad : Hofmann, Peter, Zehnkampf; auch Wagnersänger und Popstar 
Neudorf bei Petschau, Krs. Tepl: Floth, Horst, Bobfahrer 
Wottawa bei Ronsperg, Krs. Bischofteinitz (Vater): Neid, Silvia, Damen¬ 
fußball, Nationaltrainerin, Weltbeste Trainerin 2010 & 2013 
Andere Regionen: 

Prag-Smichov (Mutter & Großmutter): Neureuther, Christian und Felix, beide 
Skifahrer (Mutter bzw. Großmutter Gretl, geh. Nonnenbruch, war einst mit ihrer 
Schwester Nani eifrige Turnerin im TV Smichov; Suddt.Tumerbrief, 1987/2, S. 20). 

Mähren (Eltern): Langer, Bernhard, Golf 
Freudenthal : Held, Sigi, Fußball, Nationalelf 

Krummwasser , Krs. Mährisch Schönberg: Simon, Hugo, Legende im Spring¬ 
sattel, Olympiateilnehmer für Österreich, dreifacher Weltcupsieger 
Olmütz : Jaschek, Willi, Gerätturnen, Olympiateilnahme, Dt. Meisterschaften 
Sichelsdorf , Krs. Landskron, Schönhengstgau (Eltern): Guido Kretschmar, Leichtathletik, 
Zehnkampf, 1976 Olympia-Zweiter, 1980 Weltrekord & Sportler des Jahres 
Kunwald , Krs. Neutitschein (Mutter): Becker, Boris, Tennis, Wimbledonsieger 
Körnitz , Krs. Mährisch Trübau (Mutter): Wentz, Sigi, Leichtathletik, Olympia-Dritter im Zehnkampf, 
Trupschitz , Krs. Komotau (Vater): Hofmeister, Franz-Peter, Leichtathletik, 

400m-Europameister, Rudolf-Harbig-Gedächtnispreis 1980 

Gottesgab , Krs. St.Joachimsthal: Roscher, Ewald, Skispringen und Erfolgstrainer 

Wer kennt weitere Sportler? 



Wurzeln in Prag-Smichov: 
Felix Neureuther, 
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Bevölkerungsentwicklung seit 1650 


Verhaltenskon formität (Gleichschaltung?) aus soziologischer Sicht 

Im Jahre 1950 erschien in den USA das Buch „The Lonely Crowd“ (Die einsame Masse) von David 
Riesman. Es wurde ein Welt-Bestseller und erschien in Deutschland erstmals 1956 auf dem Buch¬ 
markt. Der Untertitel des Werkes lautet: Ein Untersuchung über den Wandel des amerikanischen 
Charakters. 

Riesman entwarf ein einfaches Gesellschaftsmodell, das viel zum Selbstverständnis des modernen 
Mittelklassemenschen beitrug. Seine Erkenntnisse galten nicht nur für die USA, sondern für jede 
hochindustrialisierte und bürokratisierte Gesellschaft. Für den Erfolg des Buches war die Einfachheit 
seines Konzepts maßgebend, ähnlich wie bei der einst sehr populären Kulturkreislehre Oswald 
Spenglers. 

Bevölkerungsstatistischer Ansatz 

Riesman geht von der Bevölkerungsentwicklung der letzten 500 Jahre aus, die man als S-förmige 
Kurve darstellen kann. Sie entspricht drei Phasen der Bevölkerungsentwicklung. Auf der Stufe der 
Agrargesellschaft ist die Bevölkerungszunahme, trotz hoher Geburtenrate, gering. Mit beginnender 

Industrialisierung sinkt ab etwa 1650 die Sterberate bei etwa 
gleicher Geburtenrate. Die Bevölkerungszahlen steigen 
deutlich. In der dritten Phase passt sich die Geburtenrate der 
Sterblichkeitsrate an, und die Bevölkerungsentwicklung 
beginnt wieder zu stagnieren. Diese Phase begann in den 
USA und in Europa etwa im Jahre 1920. 

Riesman ordnet nun jeder der drei Phasen einen bestimmten 
Gesellschaftstyp zu. Für die agrarisch geprägte Gesellschaft 
nimmt er Traditionslenkung an, für die Phase beginnender 
Industrialisierung Innenlenkung und für die letzte Phase 
Außenlenkung. In jedem Fall geht es um die Art und Weise, wie der betreffende Gesellschaftstyp 
einen hohen Grad von Verhaltenskonformität seiner Mitglieder sicherstellt. 

Eine traditionsgeleitete Gesellschaft gewährleistet die Verhaltensgleichheit ihrer Mitglieder durch 
feste Traditionen oder, anders ausgedrückt, durch eine sehr starre soziale Ordnung. Möglich ist das am 
besten auf der agrarischen Stufe, die wenig differenziert ist und die die 
meisten denkbaren Situationen des Lebens mit einem überschaubaren 
Codex von Regeln im Voraus erfassen kann. Das Verhalten des Einzel¬ 
nen kann so bis in Einzelheiten reguliert werden. Ein Bewusstsein von 
der Eigenständigkeit der Persönlichkeit gibt es kaum. Ein Leben 
unabhängig von Familie und Sippe ist für die meisten unvorstellbar. 

Auf andere Weise wird nach Riesman die Verhaltensgleichheit in der 
innengeleiteten Gesellschaft gewährleistet. Infolge Arbeitsteilung und 
Klassenbildung kommt es zu einer Aufsplitterung der Tradition, was 
den Menschen immer wieder vor neue Situationen stellt. Die Reaktion 
des Individuums besteht in der Aneignung einer Reihe von abstrakten 
Regeln und Grundsätzen, an denen es sich in allen Wechselfällen des 
Lebens orientieren kann. Es wird ein psychologischer Mechanismus 
herausgebildet, der wie ein seelischer Kreiselkompass arbeitet und den 
Menschen für den Rest seines Lebens „auf Kurs“ hält, nachdem er 
einmal von den Eltern oder anderen Autoritäten in Gang gesetzt wurde. 

Auf der nächsten Stufe, der außengeleiteten Gesellschaft, greift 
Riesman wieder zu einem Bild aus der Technik. Der außengeleitete 

Mensch verfüge über eine Art Radargerät, mit dem er fortwährend die Meinungen seiner Umgebung 
registriert, um sich danach zu richten. Helmut Schelsky sagt zu dieser Vorstellung, dass Riesman ernst 
mache mit einem Menschenbild, dessen Welt primär aus Zeitungpapier und sonstigen publizistischen 
Informationen bestehe. 

Idealtypen 

Die Soziologie kommt nicht aus ohne die Annahme von Idealtypen. So handelt es sich auch bei 



Buchhülle: Außengeleitete Wesen 
(Informationssammler) 
im Endstadium? 
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Riesmans Dreistufenschema niemals um Reinformen. Grundsätzlich sind alle drei Arten dieser 
Verhaltensnormierung zu allen Zeiten und in jeder Gesellschaft nebeneinander vorhanden. 
Ausschlaggebend ist, welcher Typ vorherrscht. Riesman selbst hat auch nie behauptet, alle 
Amerikaner entsprächen nur dem außengeleiteten Typ, sondern er dachte eher an den mittelständisch¬ 
bürgerlichen Amerikaner, der in den Vororten der Großstädte lebt und eine College-Erziehung 
genossen hat. In den Kleinstädten der USA könne durchaus auch der innen- bzw. traditionsgeleitete 
Mensch anzutreffen sein. 

Darüber hinaus lässt sich die Vermischung der drei Charaktertypen sogar in jedem einzelnen Men¬ 
schen aufweisen. So sind alle Menschen insofern innengeleitet, als sie von älteren Menschen erzogen 
werden und teilweise deren Orientierungen verinnerlichen. Umgekehrt sind alle Menschen insofern 
außengeleitet, als sie sich bis zu einem gewissen Grad doch den Erwartungen ihrer Altersgenossen 
angleichen. Es gibt sogar Ähnlichkeiten zwischen außengeleitetem und traditionsgeleitetem Typus, 
denn beiden fehlt die Fähigkeit des innengeleiteten Menschen, ihren Weg alleine zu gehen. 

Die neue Art des Gewissens 

Man muss die Außenlenkung als eine neue Art des Gewissens auffassen, dessen moralische Normen 
einer fortwährenden Wandlung unterliegen, je nachdem welche Signale das Meinungsempfangsgerät 
gerade wahrnimmt. Dabei tritt das soziale mehr und mehr an die Stelle des individuellen Gewissens. 
Riesman sieht in diesem Wandel keineswegs die Anfänge einer ethischen Korruption, sondern nur die 
Folge einer Entwicklung, in der Toleranz, Rücksicht auf den Mitmenschen und Kooperation einen 
immer höheren Stellenwert einnehmen. In einem eigenen Kapitel zeigt Riesman auch, daß 
Kooperationsfähigkeit das eigentliche Erziehungsziel der amerikanischen Schule ist. Dort befasst sich 
der Lehrer möglicherweise mehr mit der psychologischen Anpassung des Kindes als mit seiner 
intellektuellen Entwicklung. 

V erbr aucherhaltung 

Riesman untersucht in seinem Buch die verschiedensten Lebensgebiete, was hier nicht im Einzelnen 
besprochen werden kann. Quer durch alle Aussagen zieht sich aber die Einsicht, dass die Verbraucher¬ 
haltung zur dominanten Reaktionsform der Menschen geworden ist. Darin zeigt sich die Rolle der 
Industrie, für die ja nicht die Produktionskapazität, sondern das beschränkte Konsumpotential einer 
Gesellschaft der expansionshemmende Faktor ist, so dass sie ständig die Konsumbereitschaft des 
Menschen stimulieren muss. Die dabei erzeugte Verbraucherhaltung dehnt sich schließlich auch auf 
andere Bereiche aus. Der außengeleitete Mensch kann sich vor allem in seiner Freizeit ausleben, 
weniger in seiner Berufssphäre. Daher versucht Riesman seine Zeit besonders nach den Freizeit¬ 
beschäftigungen zu deuten. Hier trifft sich Riesman mit den Untersuchungen anderer (Veblen) zur sog. 
„leisure dass“. 

Auswirkung auf die Politik 

Nachweislich wirkt sich die Verbrauchermentalität des außengeleiteten Menschen auch auf sein 
Verhältnis zur Politik aus. Diese wird er weniger nachfragen als die verlockenderen Freizeit- und 
Konsumgüterangebote. Seine Haltung ist die des bloßen Informationssammlers, der politische 

Informationen wie ein Verbraucher entgegennimmt, ohne jemals bereit zu 
sein, sich selbst politisch zu betätigen. Auch an Machtausübung ist er nicht 
interessiert, da er eher zur Kooperation erzogen wurde. Ideologische 
Identifikation mit einer politischen Richtung erweist sich daher als eine 
spezifische Haltung des innengeleiteten Menschen. 

Riesman beurteilt diese Haltung aber nicht nur negativ, denn sie verleihe dem 
Menschen eine gewisse Immunität gegenüber politischen Illusionen und 
Abenteuern. Die Kehrseite ist aber, dass gefährliche Politik auch 
verbrauchefreundlich verpackt sein und der Signalgeber sich ein 
Sendemonopol verschafft haben kann. Dann ist der außengeleitete Mensch 
der geeignete Rohstoff für gewissenlose Verführer, Geschichtsfälscher und andere Manipulierer. Das 
aber muss gerade in einer immer komplexer werdenden Welt vermieden werden. Der Mensch muss 
vielmehr in der Lage sein, sich in selbstverantworteter Freiheit mit den vielfältigen Ansinnen der 
Gesellschaft autonom auseinanderzusetzen. ( Zusammengestellt von F. Volk) 



Der Verfasser (1909-2002) 
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DER TOD VON DRESDEN 13. BIS 15. FEBRUAR 1945 

NACHWORT ZUM ERLEBENSBERICHT 

von E.E. Korkisch, ehern. Kruzianer / Kreuzchorschüler, Augenzeuge. 85354 Freising, Vimystr.4 

Bewundernswert im Chaos war für mich der äußerst tatkräftige, disziplinierte Einsatz von 
Militär und Volkssturm in der noch lange brennenden, mit den zahllosen Getöteten völlig 
vernichteten Altstadt, und dazu deren hilfreiches, aufopferndes Verhalten in den 
verschiedensten Situationen - ein Ehrentitel! Nach den veröffentlichten städtischen 

. 75.358 Wohnungen, die mit schlesischen 
Flüchtlingsfamilien zusätzlich belegt waren, total 
vernichtet worden. Bei der Perfektion der 
Zerstörungsenergie aller vier Großangriffe wird die 
Opferzahl nur annähernd benennbar, (vgl. dazu die 
anerkannten Zahlen der Angriffsopfer der 
wehrlosen Spätphase in Pforzheim mit 20.227 
Opfern auf 4,5 qkm und am 13.3.1945 im 
Hafenbereich von Swinemünde mit ca. 23.000 
Getöteten bei nur einer Angriffswelle). Das 
britische Luftfahrtministerium gab am 14.02.1945 
offiziell bekannt, dass von britischer Seite 
insgesamt 1.400 Maschinen an der völligen Vernichtung der Zivilstadt beteiligt waren, 
Verlust 6 Maschinen. Aus gleicher Quelle stammen die Zahlenangaben der einzelnen Pulks 
und deren Bombenlasten: 

Der erste Großangriff wurde mit 650 Lancaster - Maschinen durchgeführt, die Brandbomben 
mitführten, kombiniert mit vier- und achttausendpfünder Luftminen zum Aufsprengen der 
Fenster, Türen und Dächer. 

Beim zweiten mitternächtlichen Angriff wurden 750 Maschinen des Bomberkommandos 
eingesetzt, die mit Brandbomben und Brandbombenkanistern kombiniert mit fünfhundert- 
pfünder Sprengbomben die Aufgabe hatten, die Brände in der Stadt noch auszudehnen. Mit 
Zündverzögerung explodierten letztere erst in Hausmitte und zerstörten so auch die 
Kellerdecken. Es wurden damit die Kelleropfer vermehrt und zugleich die auf der Flucht 
Befindlichen im Freien getroffen. Insgesamt kamen 650.000 Brandbomben, 877 Tonnen 
Sprengbomben zum Einsatz. 

Die offiziellen amerikanischen Angaben für den dritten Großangriff nach Mittag des 14. 
Februar 1945 sprechen von 311 B17-Liberator-Maschinen für den Sprengbombeneinsatz. 
Unmittelbar darauf hatten die 72 begleitenden P51-Jäger die Aufgabe, im Tiefflug 
"Gelegenheitsziele" anzugreifen. 

Einer solchen Gelegenheit war auch das Lazarett ausgesetzt, in dem ich mich zu diesem 
Zeitpunkt befand. Die amerikanische Bombereinheit wiederholte den Sprengbombeneinsatz 
am darauffolgenden 15. Februar 1945 und hatte mit insgesamt 783 Tonnen Anteil am 
V ernichtungs werk. 

Der Vierfach-Großangriff hatte alles erreicht, was von Alliierter Seite von ihm erwartet 
werden konnte: Etwa 12 Quadratkilometer der unverteidigten Zivil- und Lazarettstadt war 
innerhalb von 36 Stunden völlig vernichtet worden. Die im März 2010 veröffentlichte Zahl 
von 25.000 Opfern schweigt über die Masse der nicht mehr nachweisbaren. 

E.E. Korkisch, ehern. Kruzianer / Kreuzchorschüler, Augenzeuge. 85354 Freising, Vimystr.4 


statistischen Angaben sind in Dresden 



Zerstörtes Dresden 

(Bild: Seydewitz,Das unbesiegbare Dresden, 1956) 
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Der Friede von „ Nimm-Weg“ 

Als sich Frankreich im Frieden von Nimwegen (1678/79) neue Gebiete gesichert hatte, darunter 
Lothringen und das Eisass, sprach der Volksmund flugs vom „Frieden von Nimm-Weg 46 . Was wie ein 
flapsiges Wortspiel aussieht, enthält freilich ein richtiges Urteil, denn das 17. Jahrhundert litt sehr 
unter einer rigorosen französischen Expansionspolitik. Ausgedacht hatte sich diese Kardinal Richelieu 
(1585-1642) mit dem Ziel, nach allen Seiten hin natürliche Landesgrenzen zu schaffen: Pyrenäen, 
Alpen, Rhein. Der Rheingrenze kam Frankreich 
schon 1648 im Westfälischen Frieden näher, als die 
Bistümer Metz, Toulon und Verdun an Frankreich 
fielen. Ludwig XIV. (1638-1715) wollte aber mehr 
und führte zwischen 1667 und 1697 die vier sog. 

Reunionskriege, um alle Gebiete zu annektieren, die 
jemals, auch in grauester Vorzeit, mit diesen 
Bistümern lehensmäßig verbunden waren. Den 
juristischen Vorwand dafür lieferten die eigens dafür 
eingerichteten Reunionskammern. Erobert wurden 
u.a. die Pfalz und in einem Handstreich 1681 
Straßburg. Kein Wunder, dass unsere Väter diese 
Kriege noch ungeniert französische „Raubkriege 44 
nannten! Es ging aber hin und her, denn die Pfalz 
räumte Frankreich wieder nach der Niederlage im spanischen Erbfolgekrieg (1701-1714). 

Einhundert Jahre später stand Napoleon wieder am Rhein und ging sogar weit über die Rheingrenze 
hinaus. Nach der Völkerschlacht zu Leipzig war auch damit wieder Schluss. General Blücher 
überschritt in der Neujahrsnacht 1814 den Rhein bei Kaub, um Napoleon zu verfolgen. 

Ahnungslose FAZ! 

Dieses Wissen um den deutsch-französischen Grenzstreit scheint heute aber schon fast verloren 
gegangen zu sein. Alarmierendes Zeichen dafür war am 31. Dezember 2013 der Leitartikel in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ). Dort wurde des Rheinübertritts Blüchers in der Neujahrs¬ 
nacht 1813/14 gedacht, der nach Meinung des Leitartiklers aber der Beginn eines 150 Jahre dauernden 
Grenzstreites mit Frankreich gewesen sein soll!!! Das liegt ungefähr auf einem Niveau mit dem Vor¬ 
wurf, Hitler hätte 1940 Frankreich überfallen. 

Aber wie konnte so elementares Wissen verlorengehen? Früher erfuhr jeder Gymnasiast schon bei der 
Caesarlektüre etwas über die Probleme der Rheingrenze. Der weitgehende Abbau des Latein¬ 
unterrichts hat auch da geschadet. Aber muss da nicht der Geschichtsunterricht einspringen? Im 
Zeichen der „Knoppisierung 44 der deutschen Geschichte scheint das jedoch nicht mehr zu gelingen 
oder gar nicht mehr erwünscht zu sein, denn oberstes volkspädagogisches Ziel ist ja die „Versöhnung 44 
mit den Nachbarn, und da würde präzises historisches Wissen meist stören. 

Vorgeschmack auf später 

Die FAZ hat daher am 31. 12. 2013 nur einen Vorgeschmack vermittelt, was uns in einigen Jahrzehn¬ 
ten auch bei der Oder-Neiße-Linie oder dem Sudetenland bevorsteht. Auch da dürfte die 
„Versöhnung 44 auf Kosten der historischen Tatsachen und auf Kosten Deutschlands gehen. Es geht 
aber auch um die Zementierung des Schuldkomplexes mit allen negativen Folgen für Deutschland. 
Beispiel gefällig? Als Deutschland bei den 2+4-Verhandlungen die Festlegung der Oder-Neiße-Linie 
bis zu einem Friedensvertrag verschieben wollte, konterte der US-Außenminister mit dem Hinweis auf 
zwei von Deutschland angezettelte Kriege. Das war 1990. Inzwischen kennen wir das Buch von 
Christopher Clark, worin die deutsche Schuld am Ersten Weltkrieg stark relativiert wird. Am 2+4- 
Ergebnis wird sich aber nichts ändern! Droht wieder ein „Nimm-Weg-Friede 44 ? (F.V.) 



Generalfeldmarschall Blücher (Marschall Vorwärts) 
1814 am Rhein 
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